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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses fur Erndhrung und Landwirtschaft (10. Ausschuss)

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
— Drucksache 19/28405 —

Entwurf eines Gesetzes zur Pflanzengesundheit

A. Problem

Mit der Verordnung (EU) 2016/2031 (EU-Pflanzengesundheitsverordnung) so-
wie der Verordnung (EU) 2017/625 (EU-Kontrollverordnung) wurde fir die Eu-
ropaische Union (EU) ein einheitliches System fiir den Bereich der Pflanzenge-
sundheit geschaffen. Diese beiden Verordnungen schaffen die Grundlagen, um in
der EU der phytosanitdren Bedrohung durch gefahrliche Schadorganismen der
Pflanzen begegnen zu kdnnen. Um dieser Bedrohung entgegenzuwirken, sind in
ihnen Pflichten, Verbote, Beschrankungen sowie Anforderungen und Mal3nah-
men festgelegt. Deren Durchflihrung sowie Kontrolle und Sanktionierung sind auf
nationaler Ebene sicherzustellen.

B. Lésung

Erlass eines Gesetzes zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2016/2031 und der
Verordnung (EU) 2017/625 im Bereich Pflanzengesundheit (Pflanzengesund-
heitsgesetz — PflGesG).

Annahme des Gesetzentwurfs in gednderter Fassung mit den Stimmen der
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und DIE LINKE. gegen die Stimmen der
Fraktion der AfD bei Stimmenthaltung der Fraktionen der FDP und BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN.

C. Alternativen

Keine. Insbesondere ist die Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2016/2031 und
der Verordnung (EU) 2017/625 nicht allein durch eine Rechtsverordnung, beru-
hend auf den bisherigen Ermachtigungen des Pflanzenschutzgesetzes, moglich.
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Es entstehen weder fiir den Bund noch fiir die Lander (inklusive Kommunen)
Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand durch dieses Gesetz.

E. Erfillungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Burgerinnen und Birger

Das Gesetz verursacht keinen Erfullungsaufwand fiir Birgerinnen und Birger.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft
Fur die Wirtschaft entsteht kein Erfiillungsaufwand.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fir die Bundes- und Landesverwaltung entsteht jeweils j&hrlich ein geringfiigiger
Erfillungsaufwand, der im Bereich des Bundes finanziell und stellenméagig in den
jeweiligen Einzelplanen eingespart wird.

F. Weitere Kosten

Soweit im Zusammenhang mit dem Gesetz Mehrkosten mit Auswirkungen auf
Einzelpreise oder das Preisniveau entstehen, beruhen diese Mehrkosten unmittel-
bar auf der Verordnung (EU) 2016/2031 sowie der Verordnung (EU) 2017/625
selbst. Hierzu wird auf die Folgenabschatzung der Kommission der EU verwie-
sen.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschlieRen,

den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28405 mit folgenden MaRgaben, im Ubri-
gen unverandert anzunehmen:

1. Artikel 1 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In 8 4 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe h werden nach dem Wort
»Ruhens* ein Komma und die Worter ,,des Entzugs* eingeflgt.

8§ 9 wird wie folgt geandert:
aa) Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

.. die Mitwirkung an der Erstellung und die Umsetzung von
Notfallpl&nen nach den Artikeln 25 und 26 der Verordnung
(EU) 2016/2031 sowie*.

bb) In§ 9 Absatz 2 werden die Worter ,,8 4 Absatz 2 Nummer 2 Buch-
stabe h* durch die Worter ,,§8 4 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe k*
ersetzt.

In 8 16 Absatz 2 Nummer 1 werden die Worter ,,oder verbringt* durch
ein Komma und die Worter ,,verbringt, halt, vermehrt oder freisetzt*
ersetzt.

2. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 eingefiigt:
,6. 8§14 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. die Einfuhr, das Inverkehrbringen, das innergemeinschaft-
liche Verbringen und die Anwendung bestimmter Pflan-
zenschutzmittel oder von Pflanzenschutzmitteln mit be-
stimmten Stoffen,

a) zu verbieten,

b) zu beschrénken oder von einer Genehmigung abhan-
gig zu machen,

¢) von einer Anzeige abhéngig zu machen,”.

Die bisherigen Nummern 6 bis 10 werden die Nummern die Num-
mern 7 bis 11.

In Nummer 10 Buchstabe a werden die Worter ,,§ 14 Absatz 1 Num-
mer 1 Buchstabe b* durch die Wérter ,,8 14 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b oder c* ersetzt.
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Bericht der Abgeordneten Dr. Michael von Abercron, Isabel Mackensen, Stephan
Protschka, Carina Konrad, Dr. Kirsten Tackmann und Friedrich Ostendorff

A. Allgemeiner Teil

I.  Uberweisung

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 224. Sitzung am 22. April 2021 den Gesetzentwurf der Bundesregierung
auf Drucksache 19/28405 erstmals beraten und an den Ausschuss fur Erndhrung und Landwirtschaft zur feder-
fiihrenden Beratung und zur Mitberatung an den Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz sowie den Aus-
schuss flir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit Gberwiesen. Der Parlamentarische Beirat fiir nachhaltige
Entwicklung hat sich zudem gutachtlich beteiligt.

II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Geféhrliche Bakterien, Viren, Insekten und Pilzkrankheiten der Pflanzen sind sogenannte Quarantaneschadlinge.
Diese kénnen Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse befallen und dabei betrachtliche Schaden verursachen. Eine Ein-
schleppung oder Verschleppung dieser gefahrlichen Schadorganismen stellt ein besonders hohes Risiko fir die
landwirtschaftliche Urproduktion, die Sicherstellung der Ernten und der Ernéhrung, aber auch fiir die Kulturland-
schaft, fir Walder und fiir Pflanzen in der freien Natur dar.

Mit der Verordnung (EU) 2016/2031 des Européischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 tber
MaRnahmen zum Schutz vor Pflanzenschadlingen, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 228/2013, (EU)
Nr. 652/2014 und (EU) Nr. 1143/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richt-
linien 69/464/EWG, 74/647/EWG, 93/85/EWG, 98/57/EG, 2000/29/EG, 2006/91/EG und 2007/33/EG des Rates
(EU-Pflanzengesundheitsverordnung) sowie der Verordnung (EU) 2017/625 des Européischen Parlaments und
des Rates vom 15. Mérz 2017 liber amtliche Kontrollen und andere amtliche Téatigkeiten zur Gewéhrleistung der
Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften tber Tiergesundheit und Tierschutz, Pflan-
zengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr.999/2001, (EG)
Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429
und (EU) 2016/2031 des Europdischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG)
Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und
2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des
Europaischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG,
96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (EU-Kontrollverord-
nung) wurde fiir die Europdische Union (EU) ein einheitliches System flr den Bereich der Pflanzengesundheit
geschaffen. Die genannten Verordnungen schaffen die Grundlagen, um in der EU der phytosanitaren Bedrohung
durch gefahrliche Schadorganismen der Pflanzen begegnen zu kénnen. Um dieser Bedrohung entgegenzuwirken,
sind in ihnen Pflichten, Verbote, Beschrankungen sowie Anforderungen und Malnahmen festgelegt. Deren
Durchfiihrung sowie Kontrolle und Sanktionierung sind auf nationaler Ebene sicherzustellen. Beide Verordnun-
gen der EU sind in allen Mitgliedstaaten der EU unmittelbar anwendbar.

Mit dem Gesetzentwurf sollen die zur Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2016/2031 und der Verordnung (EU)
2017/625 im Bereich der Pflanzengesundheit erforderlichen nationalen Regelungen geschaffen werden. Gleich-
zeitig soll das Pflanzengesundheitsrecht in einem eigenen Gesetz geregelt werden.

Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs
Artikel 1 (Pflanzengesundheitsgesetz — PflGesG)

Acrtikel 1 enthalt ein Stammgesetz, das der Durchfiihrung der Verordnung (EU) 2016/2031 sowie auf ihrer Grund-
lage erlassener Durchfiihrungs- und Delegierter Rechtsakte und der Verordnung (EU) 2017/625 sowie auf ihrer
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Grundlage erlassener Durchfiihrungs- und Delegierter Rechtsakte, bezogen auf den Bereich der Pflanzengesund-
heit, dient.

Um die Verpflichtungen aus den Verordnungen (EU) 2016/2031 und (EU) 2017/625 vollstandig und bundesein-
heitlich zu erfillen, bedarf es einiger Durchfiihrungsbestimmungen im nationalen Recht. Insbesondere Zustén-
digkeiten, die sich aus dem EU-Recht ergeben, sollen normiert werden.

Darliber hinaus ist ein weiteres Kernelement die BuBgeldbewehrung von Verst6en gegen Pflichten der Verord-
nungen (EU) 2016/2031 und (EU) 2017/625 sowie deren Durchfiihrungs- und Delegierten Verordnungen. Zudem
werden Entschédigungsregelungen getroffen. Ferner enthalt der Gesetzentwurf in Artikel 1 Erméchtigungsgrund-
lagen zum Erlass von Rechtsverordnungen, die notwendig sind, um auf EU-Recht reagieren zu kénnen.

Artikel 2 (PfIGesG)

Artikel 2 dient der Anderung bestehenden Rechts. Dabei handelt es sich um notwendige Folgednderungen im
Pflanzenschutzgesetz vom 6. Februar 2012, das zuletzt durch Artikel 278 der Elften Zustidndigkeitsanpassungs-
verordnung vom 19. Juni 2020 gedndert worden ist. § 7 des Pflanzenschutzgesetzes, der Verordnungsermachti-
gungen zur Durchfiihrung von PflanzengesundheitsmalRnahmen enthélt, soll in das PflGesG Uberfiihrt werden, da
es inhaltlich allein dem Recht der Pflanzengesundheit, das Regelungsgegenstand des vorliegenden Gesetzentwur-
fes ist, zuzuordnen ist. Die tbrigen Anderungen sind Folgeanderungen aufgrund der ersatzlosen Streichung von
§ 7 Pflanzenschutzgesetz. Inhaltliche Anderungen am Pflanzenschutzgesetz sollen nicht vorgenommen werden.

Acrtikel 3 des Gesetzentwurfes regelt das Inkrafttreten.

Der Bundesrat hat in seiner 1002. Sitzung am 26. Mérz 2021 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auf Drucksache 19/28405 gemal’ Artikel 76 Absatz 2 Grundgesetz (GG) eine Stellungnahme abzuge-
ben, auf die eine Gegenédullerung der Bundesregierung erfolgte. Die Stellungnahme des Bundesrates ist als Anlage
2 der Drucksache 19/28405 beigefiigt. Die Gegenéulierung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun-
desrates ist Anlage 3 der Drucksache 19/28405.

lll. Gutachterliche Stellungnahme des Parlamentarischen Beirates flr nachhaltige Entwick-
lung

Der Parlamentarische Beirat fir nachhaltige Entwicklung hat sich in seiner 74. Sitzung am 24. Mdrz 2021 im
Rahmen seines Auftrags zur Uberpriifung von Gesetzentwiirfen und Verordnungen der Bundesregierung auf Ver-
einbarkeit mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Pflanzengesundheit
(BR-Drucksache 132/21) befasst und in seiner gutachtlichen Stellungnahme — Ausschussdrucksache 19(26)101-
3 — festgestellt, dass eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Gesetzentwurfs gegeben ist.

Der Bezug zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ergibt sich hinsichtlich folgender Leitprinzipien einer nachhal-
tigen Entwicklung und Sustainable Development Goals (SDGS):

e Leitprinzip 4 - Nachhaltiges Wirtschaften starken,
e SDG 2 - Kein Hunger,
e SDG 12 - Nachhaltige/r Konsum und Produktion.

Der Parlamentarische Beirat flir nachhaltige Entwicklung weist in seiner gutachtlichen Stellungnahme darauf hin,
dass folgende Aussagen zur Nachhaltigkeit in der Begriindung des Gesetzentwurfs getroffen wurden:

,»Eine Nachhaltigkeitspriifung gemaR § 44 Absatz 1 Satz 4 der Gemeinsamen Geschaftsordnung der Bundesmini-
sterien (GGO) ist erfolgt. Die vorliegenden Regelungen sind im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie
dauerhaft tragfahig, da sie die Erreichung der Ziele der SDGs Nummer 2 ,,Den Hunger beenden, Erndhrungssi-
cherheit und eine bessere Erndhrung erreichen und eine nachhaltige Landwirtschaft férdern* und SDG Num-
mer 12 ,,Nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sicherstellen* fordern.

Die Pflanzengesundheit dient der VVerhinderung der Ein- und Verschleppung sowie Ausbreitung von Schadorga-
nismen an Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen. Mit gesunden Pflanzen kann die Anwendung resilienter landwirt-
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schaftlicher Methoden, die die Produktivitat und den Ertrag steigern sowie zur Erhaltung der Okosysteme beitra-
gen, unterstiitzt werden (Unterziel 2.4). Damit dient die Pflanzengesundheit auch der effizienten Nutzung der
natiirlichen Ressourcen (Unterziel 12.2). Wesentlich ist, dauerhaft geltende Rahmenbedingungen fiir Manahmen
gegen die Ein- und Verschleppung sowie Ausbreitung von Schadorganismen an Pflanzen und Pflanzenerzeugnis-
sen zu schaffen.

Aulerdem wird dem Prinzip einer nachhaltigen Entwicklung Nummer 4c ,,Eine nachhaltige Land- und Fischerei-
wirtschaft muss produktiv, wettbewerbsféhig sowie sozial- und umweltvertraglich sein; sie muss insbesondere
Biodiversitat, Boden und Gewasser schiitzen und erhalten sowie die Anforderungen an eine tiergerechte Nutztier-
haltung und den vorsorgenden, insbesondere gesundheitlichen Verbraucherschutz beachten.* Rechnung getra-
gen.*

Far den Parlamentarischen Beirat fiir nachhaltige Entwicklung enthdlt die Nachhaltigkeitspriifung explizite Be-
zuge zur Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und zur Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung (der Vereinten
Nationen) und ist plausibel. Demzufolge ist eine Priifbitte nicht erforderlich.

IV. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschisse

Der Ausschuss fir Recht und Verbraucherschutz hat in seiner 158. Sitzung am 9. Juni 2021 mit den Stimmen
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und AfD gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung
der Fraktionen der FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN empfohlen, den Gesetzentwurf auf Drucksache
19/28405 in geanderter Fassung anzunehmen.

Der Ausschuss fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit hat in seiner 115. Sitzung am 9. Juni 2021
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktionen
der FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN empfohlen, den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/28405 in geénder-
ter Fassung anzunehmen.

V. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federfihrenden Ausschuss

1. AbschlieRende Beratung

Der Ausschuss fiir Erndhrung und Landwirtschaft hat den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache
19/28405 in seiner 87. Sitzung am 9. Juni 2021 abschlieRend beraten. Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD
brachten zum Gesetzentwurf einen Anderungsantrag auf Ausschussdrucksache 19(10)420 ein, dessen Inhalt sich
aus der Beschlussempfehlung ergibt. Hinsichtlich seiner Begriindung wird auf ,,B. Besonderer Teil*“ des Berichtes
verwiesen.

2. Abstimmungsergebnisse

Der Ausschuss fur Ernahrung und Landwirtschaft beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU,
SPD, AfD und DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktionen der FDP und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, den
Anderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf Ausschussdrucksache 19(10)420 anzunehmen.

Der Ausschuss fur Ernahrung und Landwirtschaft beschloss mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU,
SPD und DIE LINKE. gegen die Stimmen der Fraktion der AfD bei Stimmenthaltung der Fraktionen der FDP
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Gesetzentwurf auf Drucksache
19/28405 in gednderter Fassung anzunehmen.

B. Besonderer Teil

Im Folgenden werden lediglich die vom Ausschuss fiir Erndhrung und Landwirtschaft empfohlenen Anderungen
gegeniber der urspriinglichen Fassung des Gesetzentwurfs erldutert.

Zu Nummer 1

Zu Nummer 1 Buchstabe a
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Mit der Aufnahme des Entzugs einer Zulassung oder Registrierung wird die Ermachtigung zum Erlass von Rechts-
verordnungen um eine (in der Praxis) wichtige Modalitat ergénzt.

Zu Nummer 1 Buchstabe b

Die Anpassung unter Nummer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa dient der Klarstellung der Zustandigkeitsver-
teilung. Notfallpléne sind gemal der Artikel 25 und 26 der Verordnung (EU) 2016/2031 fir alle prioritdren Uni-
onsquaranténeschédlinge durch die Mitgliedstaaten der EU zu erstellen. Hieraus ergibt sich eine Zustandigkeit
des Bundes sowie die Mitwirkung der Lander zur Erstellung eines Rahmennotfallplans. Basierend auf diesen
Rahmennotfallplanen sind nach Artikel 27 Aktionsplédne im Falle des Auftretens eines prioritdren Quaranténe-
schadlings durch die zustandigen Behorden der L&nder aufzustellen. Die Anpassungen in 8 9 Absatz 1 fihren zu
einer Klarstellung der Zustandigkeitsverteilung zwischen Bund und Landern und vermeiden Doppelarbeit.

Mit der Anderung unter Nummer 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb wird ein Verweis angepasst. Nach der ur-
springlichen Formulierung wird auf die Verordnungsermachtigung zum Erlass von Vorschriften tiber die Vo-
raussetzungen und das Verfahren tber die Zulassung oder Registrierung von Betrieben verwiesen. Im Zusam-
menhang mit § 9 Absatz 2 sollte vielmehr auf § 4 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe k verwiesen werden. Hiernach
kdnnen Vorschriften erlassen werden (ber die Voraussetzungen und das Verfahren fiir die Zulassung von Ein-
richtungen, die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder Kultursubstrate auf den Befall mit Schadorganismen untersu-
chen, einschlieflich der VVoraussetzungen fiir die Anerkennung einer Einrichtung als nationales Referenzlabor
und der Mindestanforderung fur diese Einrichtungen, des Ruhens der Zulassung oder von Beschrédnkungen der
Untersuchungstatigkeit sowie der Verarbeitung der in dem Verfahren erhobenen Daten.

Zu Nummer 1 Buchstabe ¢

Das Halten, Vermehren und Freisetzen von Unionsquarantdneschadlingen soll im Gleichlauf zu Artikel 5 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) 2016/2031 ebenfalls bewehrt werden.

Im dem vorliegenden Gesetzentwurf ist nur das Einschleppen und Verbringen geregelt. Hier soll der Regelungs-
gehalt des Texts aus der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/2072 vom 28. November 2019 (ibernommen wer-
den.

Zu Nummer 2

Die Anpassungen ermdglichen eine bessere Differenzierung der Sanktionen bei VerstoRen gegen auf § 14 Ab-
satz 1 Nummer 1 beruhende Verordnungen. Mit der Anderung kénnen neben Straf- auch BuRgeldtatbestande for-
muliert werden, sodass VerstoRe mit geringerem Unrechtsgehalt verhéltnisméRig sanktioniert werden kdnnen.

Berlin, den 9. Juni 2021

Dr. Michael von Abercron Isabel Mackensen Stephan Protschka
Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter
Carina Konrad Dr. Kirsten Tackmann Friedrich Ostendorff

Berichterstatterin Berichterstatterin Berichterstatter



	1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:
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